
Zur Bemessung der Pension für einen,  

der dem Staat Österreich zu dessen Vorteil gedient hat 

(oder: Warum ich über meine Pension nachdenklich geworden bin) 

Ich oute mich mittels des beigefügten Pensionsbescheids, ausgestellt von der 

österreichischen Pensionsversicherungsanstalt (die auch als koordinierende Institution 

hinsichtlich meiner  ggf. im Ausland erworbenen Ansprüche agiert hat) mit der Zielsetzung, 

unter Punkt 5. und 6. der folgenden Ausführungen ein Gedankenspiel zur Begründung 

(m)eines Empfindens von Ungerechtigkeit anzustellen: 

1. Ich habe der Republik Österreich einmal anfangs der 90er Jahre vier Semester als 

Gastprofessor in Graz und dann ab 1998 bis Mitte 2003 als Geschäftsführer des 

damals so genannten Forschungszentrums Seibersdorf, dann Austrian Research 

Centers (ARC), heute Austrian Institute of Technology (AIT)  gedient. Ich habe, 

zusammen mit meinem kaufmännischen Co-Geschäftsführer, 2003 die ARC-

Geschäftsführung unfreiwillig verlassen (müssen), was durch den politischen Wechsel 

in Österreich mit der Konsequenz, dass die ARC „den Blauen“ zugesprochen wurde, 

veranlasst war.  

 

2. Zum Zeitpunkt unserer / meiner Demission und Übergabe an die Nachfolger hatte 

ARC / AIT rund 30 Mio. € an liquidierbaren Rücklagen aufgebaut. Dieses Volumen war 

nachweislich in den 5 Jahren unserer Geschäftsführung aggregiert und als Reserve für 

Zukunftsmaßnahmen angelegt worden. 

 

3. Nach meiner Demission habe ich versucht, im Kontext meiner beruflichen Tätigkeiten 

bis zu diesem Zeitpunkt Fuß zu fassen. Dieser Versuch wurde seitens Personen, die 

dem Kreis der damals neuen ARC-Geschäftsführung zuzurechnen waren und die noch 

heute z.T. in prominenten öffentlichen Ämtern stehen, unterminiert, bis hin zu einer 

vom Ministerium BMVIT / Minister Gorbach 2006 mir gegenüber getroffenen 

Aussage, dass ich für das Haus eine „persona non grata“ sei. Dies hat in der 

Konsequenz dazu geführt, dass meine beruflichen Anstrengungen und damit meine 

Existenzsicherung in Österreich  summa summarum behindert, um nicht zu sagen 

verunmöglicht wurden. 

 

4. In den Jahren 2003 bis 2007 haben meine der blauen Partei zugehörigen Nachfolger 

in der ARC-Geschäftsführung es durch nachvollziehbare Entscheidungen dazu 

gebracht, dass die 30 Mio. an hinterlassenem „Guthaben“ in einen Verlust von 

(m.W.)  minus 6 Mio. € transformiert wurden und sie haben damit die ARC, nach 

allem, was heute öffentlich bekannt ist, an den Rand des Konkurses manövriert.   

 

5. Nun zum angekündigten Gedankenspiel: 

Unterstellt man, dass die ARC-Geschäftsführung, der ich als einer von Zweien 

angehörte, in den Jahren 1998 - 2002 min. 30 Mio. € „Überschuss“ erwirtschaftet 



hat und tun wir mal so, als ob die ARC eine privatkapitalisiertes  

Wirtschaftsunternehmen, z.B. eine Aktiengesellschaft, wäre, die ihren 

Geschäftsführern Boni und subsistenzsichernde Abfertigungen ausbezahlt, wäre 

angesichts des Wirtschaftsergebnisses und der Gepflogenheiten z.B. im 

Finanzsektor es nicht übertrieben anzunehmen, dass ein Betrag von ca. 1.5 Mio für 

jemanden wie mich zur Verfügung zu stellen gewesen wären. In 10 Jahren seit 2003 

richtig angelegt und verzinst wären das heute z.B. 1.8 Mio. €, die jetzt, zum 

Zeitpunkt meiner Pensionierung, zur Aufrechterhaltung meiner Existenzbasis 

genutzt werden könnten. 

 

6. Unterstellen wir weiters, dass ich lt. statistischen Daten noch 20 Jahre zu leben 

habe, stünden mir von diesen 1.8 Mio. €  – ohne eine weitere Verzinsung zu 

berücksichtigen (!)  – pro Jahr 90.000,- €, d.h. pro Monat 1/12 = 7.500,- € zur 

Verfügung. Tatsächlich bekomme ich heute brutto weniger als ein Zehntel (725,- € 

!) dieser Summe und nach Abzug der KV 679,95 ausbezahlt und muss nun mich 

fragen, wie ich damit überhaupt noch ein Leben gemäß meiner Lebenshistorie 

führen kann.  

 

7. Natürlich ist mir klar, dass die obige Rechnung unsinnig ist und dass ich kein über die 

legalen Ansprüche hinausgehendes Einkommen heute beanspruchen oder (noch) 

erwarten kann. Worauf ich hinaus will ist, die (nicht nur ökonomisch motivierte) 

Frage zu stellen, ob da hierzulande nicht etwas völlig falsch läuft, wenn politisch 

eingebettete „Absahner“, deren Leistungen unvergleichlich schlechter waren und 

deren Wirken nicht zuletzt durch öffentlich autorisierte Berichten mit sehr vielen 

Fragezeichen markiert sind, materiell weit besser aussteigen, als jemand wie ich, der 

sich wirklich ein Bein ausgerissen hat, und der das verbleibende Bein dank der 

negativen Einflussnahme eben jener, die ihn desavouiert haben, nicht mehr auf den 

Boden bekam und bekommt. Es ist diese (subjektive?) Erkenntnis von 

Ungerechtigkeit, die heute auch einem friedfertigen Menschen wie mir den Hut 

hochgehen und fragen lässt, wofür jemand honoriert wird, wenn nicht, in 

vergleichbaren Maßstäben für seine Leistung. 

 

Wien, im Jänner 2013 

Günter Koch e.h. 

ehem. GF des Forschungszentrums Seibersdorf / ARC 

Anlage: Pensionsbescheid der Pensionsversicherungsanstalt vom Dez. 2012.  Zur 
Interpretation: Gewährt werden 724,66 € Pension. Eine sog. Ausgleichszulage würde dies auf 
837,63 € erhöhen. Aus ausländischer Aktivität bekomme ich zusätzlich 144,23 € Pension, d.h. 
724,66 + 144,23 = 868,89 € mtl. Einkommen aus Pensionen übersteigt die Ausgleichzulage 
um 26,26 €. Da von der österr. Pension 44,71 KV- Beitrag abgezogen werden, kommen 
679,95 € zur Auszahlung. 



 

 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

 


